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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


Abgeordnete 

Ursula 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Welche Aktionen konkreter Hilfe plant die 
Bundesregierung angesichts der erneut drohen- 
den Hungerkatastrophe in Ostafrika, von der vor 
allem der Sudan und Äthiopien betroffen sein 
werden? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 15. Februar 1991 


Angesichts der fortdauernden Dürre und Bürgerkriegssituation im Norden 
Äthiopiens wird die Bundesregierung ihre Humanitäre und Nahrungsmit- 
telhilfe für die betroffene Bevölkerung über die äthiopische Regierung, 
Kirchen, Nicht-Regierungsorganisationen, das Welternährungspro- 
gramm (WEP) und den UNHCR fortsetzen. 1990 hat die Bundesregierung 
Äthiopen Humanitäre Hilfe in Höhe von 7,39 Mio. DM und Nahrungsmit- 
telhilfe in Höhe von 46206 t Weizenäquivalent gewährt. Darüber hinaus 
ist die Bundesregierung mit fast 30% an der Nothilfe der EG-Kommission 
beteiligt. 

Für 1991 sind bisher 1,6 Mio. DM als Beitrag der Bundesregierung zur 
Weiterführung der vom WEP eingerichteten Luftbrücke in die unterver- 
sorgte Region um Asmara sowie ca. 30000 t Weizenäquivalent für Äthio- 
pien in Planung. 

Nach Bekanntwerden der negativen Ernteaussichten im Sudan hat die 
Bundesregierung bereits im November 1990 über das WEP 10000 t 
Getreide für den Sudan geliefert. Die Bundesregierung ist bereit, dem 
WEP auch in diesem Jahr Nahrungsmittelhilfe in gleicher Höhe für den 
Sudan zur Verfügung zu stellen. 

Aus Gegenwertmitteln hat die Bundesregierung einen erheblichen Bei- 
trag in Lokalwährung für ein „special works Programme" („food for work 
Programme") des UNDP in Kordofan, eines der am schwersten von der 
Mangelsituation betroffenen Gebiete, bereitgestellt. 

1990 hat die Bundesregierung dem Sudan Humanitäre Hilfe in Höhe von 
3,96 Mio. DM gewährt. Die Bundesregierung bleibt in Abstimmung mit 
den anderen Geberstaaten bemüht, in Gesprächen mit der sudanesischen 
Regierung die Voraussetzungen für umfassende humanitäre Hilfsleistun- 
gen zu schaffen. Für 1991 sind dafür bisher 2 Mio. DM als Beitrag der Bun- 
desregierung für die vom Lutherischen Weltbund eingerichtete Luft- 
brücke zur Versorgung der hungernden Bevölkerung in Juba in Planung. 

Die Bundesregierung wird außerdem im Rahmen der Technischen Zusam- 
menarbeit Fachkräfte für das Hafenmanagement in Port Sudan entsen- 
den, um die Effizienz dieses Hafens, in dem sämtliche Hilfslieferungen für 
das Land abgefertigt werden, zu erhöhen. 


2. Abgeordnete 

Ursula 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß 
Hilfsleistungen auch in die von den Befreiungs- 
organisationen kontrollierten Gebiete in Äthio- 
pien, zu denen die Zentralregierung keinen 
Zugang hat, gelangen? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 15. Februar 1991 

Im Dezember 1990 wurde durch längere Bemühungen des Welternäh- 
rungsprogramms eine Übereinkunft zwischen der äthiopischen Regie- 
rung und der EPLF über die Nutzung des Hafens Massawa getroffen. 
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Danach sollen von internationalen Hilfeleistungen, die über Massawa 
angeliefert werden, je die Hälfte in von der Regierung und von der EPLF 
kontrollierte Hungergebiete gehen. Die Bundesregierung wird durch wei- 
tere Humanitäre und Nahrungsmittelhilfe dazu beitragen, daß auf diesem 
Wege die vom Hunger bedrohte Bevölkerung Nordäthiopiens die mög- 
liche Versorgung erhält. Für die Provinzen Tigre und Nord-Wollo wird die 
Hilfe der Bundesregierung über die sog. Südroute von Assab aus fort- 
geset^zt. 


3. Abgeordneter 

Alois 

Graf von 

Waldburg-Zeil 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, welche chemischen Waffen im Besitz 
der sudanesischen Armee sind, und wurden von 
seiten der sudanesischen Armee chemische 
Waffen im Bürgerkrieg mit der SPLA eingesetzt? 


Antwort der Staatsministerin Seiler- Albring 
vom 18. Februar 1991 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, daß die 
sudanesische Armee im Besitz von chemischen Waffen sei. Der Bundes- 
regierung liegen auch keine gesicherten Erkenntnisse darüber vor, daß 
die sudanesische Armee im Bürgerkrieg mit der SPLA chemische Waffen 
eingesetzt hat. Dennoch schenkt die Bundesregierung diesem Komplex 
große Aufmerksamkeit und achtet in besonderem Maße auf die Einhal- 
tung der einschlägigen Exportvorschriften im Handel mit Sudan. 


4. Abgeordneter 

Alois 

Graf von 

Waldburg-Zeil 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse zur Lage der Menschen- 
rechte im Sudan liegen der Bundesregierung vor, 
und wie hoch ist die Anzahl der Menschen, die 
nach dem Putsch vom Juni 1989 von den Sicher- 
heitskräften unrechtmäßig inhaftiert oder Opfer 
extralegaler Hinrichtungen wurden? 


Antwort der Staatsministerin Seiler-Albring 
vom 18. Februar 1991 

Die Bundesregierung hat sich intensiv um Erkenntnisse über die 
Menschenrechtssituation im Sudan bemüht. Seit dem Militärputsch von 
1989 kommt es durch die Sicherheitsdienste zu Festnahmen, ohne daß 
hierbei den formalen prozeduralen Gesichtspunkten Rechnung getragen 
wird (Vorführung beim Haftrichter, Haftbefehl). Die genaue Zahl ist nicht 
bekannt. Es liegt eine Liste von etwa 200 Personen vor, die aus im wesent- 
lichen politischen Gründen derzeit in Haft sind. Hierbei kommt es immer 
wieder zu Freilassungen und Neuverhaftungen, ohne daß eine klare Linie 
erkennbar wäre. Zur Zahl von Hinrichtungen liegen keine zuverlässigen 
Informationen vor. Sicher ist, daß mit dem Militärputsch von 1989 eine 
Reihe von Todesurteilen vollstreckt worden sind, insbesondere im Zusam- 
menhang mit mehreren Umsturzversuchen. Auch sind einzelne Hinrich- 
tungen wegen Raubmordes und Devisenschmuggels bekannt. Des weite- 
ren kann z. B. bei Drogen- und Alkoholschmuggel, bei bestimmten Fällen 
von Ehebruch und bei Vergewaltigung auf Todesstrafe erkannt werden. 
Es liegen keine näheren Erkenntnisse dazu vor, inwieweit insbesondere 
bei den Todesurteilen im Zusammenhang mit Putschversuchen die vor- 
ausgegangenen Verfahren nach rechtsstaatlichen Grundsätzen durch- 
geführt wurden. 
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Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, ob gegen die Verantwortlichen des 
Massakers von Jebellein am 28. Dezember 1990 
Untersuchungen eingeleitet wurden, und liegen 
der Bundesregierung insbesondere Erkenntnisse 
vor, ob die Polizisten Yousseif und Hamad, die als 
Mittäter des Massakers gelten, noch im aktiven 
Polizeidienst sind? 

Antwort der Staatsministerin Seiler-Albring 
vom 18. Februar 1991 

Wie Ihnen Staatsminister Schäfer am 28. Mai 1990 mitteilte (Bundestags- 
drucksache 11/7317), hat die sudanesische Regierung am 11. Januar 1990 
eine Kommission zur Untersuchung des Massakers eingeleitet. Der 
Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, zu welchen 
Ergebnissen diese Kommission gekommen ist und ob Verfahren gegen die 
Verantwortlichen des Massakers von Jebellein eingeleitet worden sind. 


5. Abgeordneter 

Alois 

Graf von 

Waldburg-Zeil 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter Welche Auswirkungen wird die Integration der 

Karl Bahnpolizei in den Bundesgrenzschutz auf die 

Diller Art des Dienstes, die Verwendung und die Besol- 

(SPD) dungsstruktur der Bahnpolizeibeamten haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 18. Februar 1991 

Die Übernahme der Bahnpolizei und des Fahndungsdienstes der Deut- 
schen Bundesbahn durch den Bundesgrenzschutz wird 'auf die Art des 
Dienstes der Bahnpolizeibeamten keine Auswirkungen haben, da das 
Aufgabenspektrum, das z, Z. in § 55 EBO geregelt ist, sich nicht verändert. 

Die Bediensteten, die jetzt bei der Deutschen Bundesbahn Aufgaben der 
Bahnpolizei wahrnehmen, können durch eine Unterweisung von minde- 
stens 6 Monaten Dauer die Befähigung für die Laufbahn des Polizeivoll- 
zugsdienstes im BGS erwerben. Dadurch werden sich breitere Verwen- 
dungsmöglichkeiten ergeben, weil dann auch Aufgaben in anderen 
Dienstzweigen des BGS wahrgenommen werden können. Ansonsten 
werden die Bediensteten im Rahmen einer besonderen Fachverwendung 
in den Polizeivollzugsdienst des BGS übernommen und wie bisher für die 
Wahrnehmung bahnpohzeilicher Aufgaben verwendet. 

Mit der Übernahme eröffnen sich für die betroffenen Bediensteten im Hin- 
blick auf die Planstellenausstattung zusätzliche Beförderungschancen. 
Weitere Verbesserungen sind in den kommenden Haushalten bis zum 
Erreichen der Stellenobergrenzen vorgesehen. Dies wirkt sich auch posi- 
tiv auf die Besoldungsstruktur aus. 


7. Abgeordneter 
Hinrich 
Kuessner 

(SPD) 


Sind zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen gegen 
Terroranschläge seit Beginn des Golf-Krieges im 
Kernkraftwerk Greifswald getroffen worden, und 
wenn ja, welche? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 18. Februar 1991 


Seit Beginn des Golf-Krieges sind von der Bundesregierung auf Grund der 
aktuellen Gefährdungssituation für alle kerntechnischen Einrichtungen in 
Abstimmung mit den zuständigen Stellen die im sog. Rahmenplan „Schutz 
und Sicherung kerntechnischer Einrichtungen bei verschärfter Gefahren- 
lage und konkreter Gefahr" festgelegten zusätzlichen Sicherungsmaß- 
nahmen durch die Betreiber angeordnet worden. 

Diese zusätzlichen Maßnahmen beinhalten insbesondere eine erhöhte 
Streifentätigkeit des Objektsicherungsdienstes, eine verstärkte Durch- 
suchung von Anlieferungen und Personal, die Beschränkung der 
Zufahrtsmöglichkeiten zum Anlagengelände, den Ausschluß des Besu- 
cherverkehrs in den inneren Sicherungsbereich, ein Verbot der Einfahrt 
von Privat-Kfz sowie die Überwachung aller Zugänge zum inneren Siche- 
rungsbereich durch Posten. 

Nach Angaben des Landes Mecklenburg-Vorpommern werden diese 
Maßnahmen auch von dem Betreiber der Kernkraftwerksblöcke in Greifs- 
wald in vollem Umfang durchgeführt. 

Neben den betreiber-eigenen Maßnahmen sind von der Polizeiinspektion 
Lubmin verstärkte polizeiliche Schutzmaßnahmen getroffen worden. Die 
ständig besetzte Polizeidienststelle ist unmittelbar am Standort des Kern- 
kraftwerks Greifswald eingerichtet; sie hat die Aufgabe, die Sicherheit im 
näheren Umfeld des Kernkraftwerks zu gewährleisten. Dies geschieht 
u. a. durch eine verstärkte Bestreifung des Objekts, durch eine enge 
Abstimmung mit dem Betreiber über die zusätzlichen Schutzmaßnahmen 
sowie durch die Sicherstellung ständiger Kommunikationsmöglichkeiten 
mit dem Verantwortlichen des Kernkraftwerks für Sicherheitsfragen und 
dem Wachleiter des Objektsicherungsdienstes. 

8. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Polizei in den neuen Bundes- 

Hinrich ländern auf einen Einsatz im „heißen Herbst" 

Kuessner 1991 vorbereitet wird? 

[SPD] 

\ 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 18. Februar 1991 


Die Angelegenheiten der Polizei fallen nach Artikel 30 des Grundgesetzes 
in den Zuständigkeitsbereich der Länder. Der Bundesregierung sind 
keine Vorbereitungen der Polizei in den neuen Bundesländern für einen 
„ heißen Herbst " 1991 bekannt. 


9. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 


(SPD) 


Wie viele Finanzmittel sind im Rahmen der 
Zonenrandförderung jeweils in den Jahren 1987, 
1988, 1989, 1990 zum einen in den Landkreis 
Northeim (Niedersachsen) und zum anderen in 
den Landkreis Osterode (Niedersachsen) geflos- 
sen, und auf welche Förderbereiche verteilten 
sich diese Mittel? 


10. Abgeordnete 

Dr. Edith 
Niehuis 

(SPD) 


Welche finanziellen Auswirkungen hat die in den 
Koalitionsvereinbarungen angekündigte Ver- 
änderung der Zonenrandförderung in den näch- 
sten Jahren jeweils auf die Landkreise Northeim 
und Osterode? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 18. Februar 1991 


Für die Schaffung bzw. Durchführung sozialer und kultureller Einrichtun- 
gen und Maßnahmen in den Landkreisen Northeim und Osterode sind an 
Bundeszuschüssen aus Zonenrandmitteln bewilligt worden: 


4 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/160 



Lkr. Northeim 

Lkr. Osterode 

1987 

■ 2746300 DM 

1374700 DM 

1988 

5433300 DM 

1367800 DM 

1989 

4452016 DM 

441804 DM 

1990 

1935226 DM 

720196 DM 


Es wurden kulturelle Maßnahmen, Einrichtungen des Breitensports, der 
beruflichen Bildung, der beruflichen und sozialen Rehabilitation, der 
Jugendarbeit, Einrichtungen für die ältere Generation sowie Kindergärten 
gefördert. 

In dem Zeitraum von 1985 bis 1989 sind aus Mitteln der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" zur Förderung 
der gewerblichen Wirtschaft im Kreise Northeim 10,4 Mio. DM und im 
Kreise Osterode 44,1 Mio. DM, zur Förderung der wirtschaftlichen Infra- 
struktur 9,8 Mio. DM bzw. 3,8 Mio. DM bewilligt worden. 

Weitere Daten zur wirtschaftlichen und verkehrlichen Zonehrandförde- 
rung liegen nicht vor bzw. können nicht in der von Ihnen gewünschten 
Regionalisierung ermittelt werden; z. B. werden die Abschreibungsver- 
günstigungen nach § 3 ZRFG nur am Wohnsitzfinanzamt des Betriebs- 
inhabers, nicht aber an der Betriebsstätte erfaßt. 

Hinsichtlich der künftigen finanziellen Auswirkungen darf ich darauf hin- 
weisen, daß der Bundeskanzler in seiner Regierungserklärung angekün- 
digt hat, die ZR-Förderung wie sonstige teilungsbedingte Subventionen 
bis Ende 1994 stufenweise abzubauen. Dies gilt auch für die kulturelle und 
soziale Zonenrandförderung. Im Finanzplanungszeitraum bis 1994 
werden hierfür im Regierungsentwurf zum Haushalt 1991 270 Mio. DM 
bereitgestellt, wobei diese Mittel schwerpunktmäßig in den Jahren 1991 
und 1992 zur Verfügung gestellt werden sollen, so daß vor allem begon- 
nene Maßnahmen zu Ende geführt werden können. Diese vorgesehene 
finanzielle Ausstattung der kulturellen und sozialen Zonenrandförderung 
steht unter dem Vorbehalt des Ergebnisses der parlamentarischen Bera- 
tung. 


11. Abgeordnete 
Antje-Marie 
Steen 

(SPD) 


Wie hoch waren die Mittel, die der Kreis Ost- 
holstein im Jahre 1990 aus der" Zonenrandförde- 
rung erhalten hat, und wie wurden diese Mittel 
auf die Städte und Gemeinden des Kreises ver- 
teilt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 18. Februar 1991 

Für die Schaffung bzw. Durchführung sozialer und kultureller Einrichtun- 
gen und Maßnahmen im Landkreis Ostholstein sind 1990 Bundes- 
zuschüsse aus Zonenrandmitteln in Höhe von 3701870 DM bewilligt 
worden. Die Beteiligung der einzelnen Städte und Gemeinden dieses 
Landkreises ergibt sich aus folgender Zusammenstellung: 

Kreis Ostholstein 

Träger Maßnahme Bundeszuwen- 


düng 1990 

DM 

Kulturelle Maßnahmen 



Stiftung zur Förderung der 

Erweiterung des Medien- 


Kultur und der Erwachse- 

bestandes der Kreisbibliothek 


nenbildung in Ostholstein, 

Eutin 


Eutin 


10000 

Eutiner Sommerspiele 

Opernaufführungen auf der 


GmbH 

Freilichtbühne 

130000 
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Träger 


Maßnahme Bundeszuwen- 

dung 1990 
DM 


Gemeinde Harmsdorf 

Bau einer Bürgerbegeg- 
nungsstätte 

70000 

Stadt Heiligenhafen 

Verbesserung des Eingangs- 
bereiches der Stadtbücherei 

6250 

Stadt Heiligenhafen 

Errichtung eines Heimat- 



museums 

240000 

Ev.-Luth. Kirchengemeinde 

Orgelrestaurierung der 


Neukirchen, Malente 

St. Johannes-Kirche 

60000 

Arbeiterwohlfahrt, Landes- 

Neubau einer Begegnungs- 


verband Schleswig-Holstein 
e. V., Kiel 

stätte in Malente 

200000 

Gesellschaft für Politik und 

Erweiterung und Umbau 


Bildung Schleswig-Holstein 

der Heinemann- Bildungs- 


e. V., Malente 

stätte Malente 

286160 

Gesellschaft für Politik und 

Durchführung von Semina- 


Bildung e. V. Malente- 

ren und Projekten zur 


Gremsmühlen 

Erwachsenenbildung 

126000 

Gemeinde Süsel 

Bau eines Dorfgemein- 
schaftshauses in Gothendorf 

93000 

Sportmaßnahmen 

Stadt Bad Schwartau 

Bau einer 3-Feld-Tennishalle 
und einer 3 -fach- Sporthalle 

298860 

Gemeinde Malente 

Bau einer Sporthalle für die 
Grundschule und die Landes- 
berufsschule im OT Grems- 
mühlen 

40000 

Landessportverband 

Sanierung des Sport- und 


Schleswig-Holstein e. V. 

Bildungszentrums Malente 

380000 

Kreis Ostholstein, Eutin 

Bau eines Schulsportplatzes 
in Eutin 

366600 

Gemeinde Scharbeutz 

Bau einer Sporthalle an der 
Realschule in Pönitz 

24400 

Landessportverband 

Sanierungsmaßnahmen im 


Schleswig-Holstein e. V., 

Sport- und Bildungszentrum 


Kiel 

in Malente 

258000 

Stadt Heiligenhafen 

Bau einer Sporthalle an der 
Realschule 

327 000 

Gemeinde Altenkrempe 

Bau einer Sportanlage in 
Hasselburg 

50000 

Allg. Tuspo Stockels- 

Sanierung und Erweiterung 


dorf V. 1894 e. V., Stockels- 
dorf 

des Clubheimes 

9500 

Gemeinde Grömitz 

Sanierung des Daches der 
Gildenhalle 

54 000 

Burger Segler Vereinigung, 

Erstellung eines Boots- und 


Burg auf F. 

Geräteschuppens 

6400 

Insel- Schulverband Burg 

Sanierung der Wettkampf- 


auf Fehmarn 

bahnen im Bereich der 
Gymnasiums-Sportanlage 

150000 

Stadt Neustadt i. H. 

Sanierung der Außensport- 
anlage „Am Gogenkrog" 

(1. BA) 

90000 
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Träger 


Maßnahme Bundeszuwen- 

dung 1990 
DM 


TSV Benz-Nüchel, 

Malente 

Einbau neuer Fenster in das 
Vereinsheim in Benz 

9600 

Tennis-Club Ahrensbök 
e. V. 

Sanierung von drei Tennis- 
plätzen 

6900 

SV Puttgarden/Fehmarn 
e. V. , Puttgarden 

Bau einer Laufbahn und einer 
Sprunggrube 

6700 

Pferdesport- u. Förderverein 
Süseler Baum e. V., Sellin 

Ergänzung des Reiterparks 
Max-Habel, Süseler Baum 

4 000 

SC Schwarz-Weiß Kellen- 
husen e. V., Kellenhusen 

Bau von zwei Tennisplätzen 

10000 

Gleschendorfer Turnverein 
e. V., Gleschendorf 

Bau einer Turnhalle mit 
Schießstand 

50000 

Einrichtungen der Jugendarbeit 


Kreissportverband Pinne- 
berg e. V., Pinneberg 

Neubau eines Wirtschafts- 
traktes für das Jugendzelt- 
lager in Malente-Neukirchen 

68500 

Kindergärten 



Ev.-Luth. Kirchengemeinde 
St. Michaelis, Pansdorf 

Erweiterung des Kinder- 
gartens 

80000 

Gemeinde Stockelsdorf 

Neubau eines Kindergartens 

190000 


Für die wirtschaftliche oder verkehrliche Zonenrandförderung liegen ent- 
sprechende Daten nicht vor; zum Teil werden sie z. Z. noch ermittelt (dies 
gilt z. B. für die Gesamtzahl der Mittel der Gemeinschaftsaufgabe, die 
1990 in den Landkreis Ostholstein geflossen sind; sie werden voraussicht- 
lich Anfang März 1991 vorliegen); zum Teil können sie nicht in der von 
Ihnen gewünschten Regionalisierung ermittelt werden (Abschreibungs- 
vergünstigungen nach § 3 ZRFG werden beispielsweise nicht beim 
Finanzamt der Betriebsstätte, sondern des Wohnsitzes des Betriebs- 
inhabers erfaßt). 

12. Abgeordneter 

Ludwig 
Stiegler 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 18. Februar 1991 

Der Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklärung vom 30. Januar 
1991 versichert, daß die berechtigten Interessen der Betroffenen bei dem 
bis 1994 beabsichtigten stufenweisen Abbau der teiligungsbedingten 
Subventionen berücksichtigt werden sollen. Dies gilt auch für die kultu- 
relle und soziale Zonenrandförderung, die von 1991 bis 1994 mit 
270 Mio. DM dotiert sein soll, wobei Haushaltsmittel schwerpunktmäßig in 
den Jahren 1991 und 1992 zur Verfügung gestellt werden. Der Gesamt- 
plafonds von 270 Mio. DM wird im Regierungsentwurf des Haushalts- 
planes 1991 mit Finanzplanung bis 1994 enthalten sein. Es wird den 


Wie viele Mittel für die Förderung von Maßnah- 
men des Sports im Zonenrandgebiet wird die 
Bundesregierung im Haushalt 1991 zur Abwick- 
lung der im Vertrauen agf die Fortgeltüng der 
alten Regelungen getroffenen Investitionen 
der Vereine vorsehen, und können alle Vereine 
davon ausgehen, daß alle, die im Vertrauen auf 
die geltende Regelung disponiert haben, inner- 
halb der Frist der geplanten Reduzierung der 
Zonenrandförderung die beantragten Mittel 
erhalten werden? 
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kommenden parlamentarischen Beratungen überlassen sein, abschlie- 
ßend über die finanzielle Ausstattung der kulturellen und sozialen Zonen- 
randförderung bis 1994 zu entscheiden. Hiervon wird auch die Förderung 
von Maßnahmen des Sportes im Zonenrandgebiet abhängig sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


Inwieweit bedeutet das Übereinkommen vom 
20. November 1989 über die Rechte des Kindes im 
letzten Satz der Präambel eine Verpflichtung, 
auch finanziell zur Verbesserung der Lebens- 
bedingungen von Kindern in anderen Ländern, 
„insbesondere den Entwicklungsländern", bei- 
zutragen, und welche Konsequenzen haben die 
nach dem Übereinkommen Kindern zugestande- 
nen Rechte auf etwaige Aufenthalts- oder 
Asylansprüche von Kindern in fremden Vertrags- 
staaten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Funke 

vom 20. Februar 1991 

1. Das Übereinkommen über die Rechte des Kindes verpflichtet die Ver- 
tragsstaaten in allgemein gehaltenen Wendungen zur Förderung der 
internationalen Zusammenarbeit, u. a. auf dem Gebiet der Gesund- 
heit svor sorge (Artikel 23 Abs. 4 und Artikel 24 Abs. 4) und des 
Bildungswesens (Artikel 28 Abs. 3), wobei jeweils betont wird: „Dabei 
sind die Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders zu berücksich- 
tigen". Dies geschieht aus den im letzten Präambelabsatz genannten 
Erwägungen. Für die Entwicklungsländer - oder andere ausländische 
Staaten - lassen sich aus diesen unbestimmt gehaltenen Regelungen 
keine konkreten, haushaltswirksamen Ansprüche herleiten. 

2. Folgen für den Bereich des Ausländerrechts werden sich für die 
Bundesrepublik Deutschland aus der Ratifizierung des Übereinkom- 
mens über die Rechte des Kindes nicht ergeben. Die Bundesregierung 
beabsichtigt, dies bei Hinterlegung der Ratifikationsurkunde klarzu- 
stellen; auf Ziffer II. 2 der vorgesehenen Erklärung (Bundestagsdruck- 
sache 12/42, Seite 54) wird insoweit verwiesen. 


13. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 

(CDU/CSU) 


Trifft die im Einigung s vertrag vorgenommene, 
beim Bundesverfassungsgericht zur Zeit über- 
prüfte Regelung, wonach zwischen 1945 und 
1949 vorgenommene Enteignungen nicht rück- 
gängig gemacht werden sollen, auch auf Enteig- 
nungen durch die sowjetischen Besatzungs- 
behörden zu, und gibt es Liegenschaften, auf 
deren Eigentum sich die Sowjetunion heute 
beruft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Göhner 
vom 20. Februar 1991 

In der Mehrzahl der Fälle hat die Sowjetische Militäradministration 
(SMAD) in ihrer Besatzungszone nicht Enteignungen, sondern nur Seque- 
strierungen von Unternehmen, Grundstücken etc. angeordnet; die förm- 
liche Enteignung geschah dann regelmäßig auf Veranlassung der Besat- 
zungsmacht zu einem späteren Zeitpunkt durch deutsche Stellen. 
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Soweit die SMAD selbst förmliche Enteignungen angeordnet hat (z. B. zur 
Befriedigung von Reparationsansprüchen unter Berufung auf das sog. 
Potsdamer Abkommen), sind auch diese Enteignungen durch Ziffer 1 der 
Anlage III zum Einigungsvertrag erfaßt und nicht mehr rückgängig zu 
machen. Ob die SMAD im Zuge der angesprochenen Maßnahmen von 
1945 bis 1949 auch Liegenschaften in ihrem Besatzungsgebiet in sowje- 
tisches Eigentum überführt hat, ist der Bundesregierung nicht bekannt; 
ihr ist jedenfalls bisher kein Fall bekanntgeworden, in dem sich die sowje- 
tischen Streitkräfte bei der Nutzung oder Rückgabe von Grundstücken auf 
Eigentumsrechte berufen hätten. 

Davon zu unterscheiden sind sowjetische Investitionen (z. B. bauliche 
Anlagen), die die sowjetische Militärverwaltung auf ihr zur Nutzung zuge- 
wiesenen Liegenschaften getätigt hat; insoweit ist auf das in Artikel 7 des 
Abkommens zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über 
einige überleitende Maßnahmen vom 9. Oktober 1990 (BGBl. II S. 1654) 
vereinbarte Verfahren zur Ermittlung des Wertes dieser Investitionen und 
deren Verwertung zu verweisen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


15. Abgeordneter 

Arne 

Fuhrmann 

(SPD) 


Ab wann mußten die neuen Länder davon aus- 
gehen, daß sie die Ausgaben für die Preisstützun- 
gen selbst zu tragen haben bzw. dafür eine ent- 
sprechende Finanzierung vom Bund erhalten 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 20. Februar 1991 

Die neuen Länder mußten spätestens seit Oktober 1990 davon ausgehen, 
daß sie die Ausgaben für die Preisstützungen ab 1991 selbst zu tragen 
haben. Im Vorfeld der Aufstellung des Bundeshaushalts 1991 hat die 
Bundesregierung in einer Reihe von Gesprächen, u. a. mit den Finanz- 
bevollmächtigten der neuen Bundesländer, darauf hingewiesen, daß eine 
Subventionierung im Bereich der Verbraucher (Energie, Wohnen und 
Verkehr) nach der grundgesetzlichen Aufgabenteilung Sache der neuen 
Bundesländer und deren Gemeinden sei. Diese hätten dafür Sorge zu 
tragen, daß hierfür erforderliche Mittel in die Länderhaushalte eingestellt 
werden. Die Bundesregierung hat dies am 14. November 1990 in ihrem 
Eckwertebeschluß zum Bundeshaushalt 1991 und zum Finanzplan bis 
1994 sowie in späteren Gesprächen mit den Finanz- und Fachministern 
wiederholt. Dabei hat sie den Ländern aufgegeben zu prüfen, welche 
Abbauschritte 1991 eingeleitet werden können, um die Belastung der Ver- 
braucher einerseits und die der neuen Bundesländer und ihrer Gemein- 
den andererseits in vertretbarem Rahmen zu halten. 


16. Abgeordneter 

Dr. Burkhard 
Hirsch 

(FDP) 


Wie viele frühere hauptamtliche oder erkannte 
informelle Mitarbeiter des Staatssicherheitsdien- 
stes der früheren DDR sind bisher in die Bundes- 
vermögensverwaltung übernommen worden? 
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Antwort deS Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 21. Februar 1991 

In die Bundesvermögensverwaltung (ohne Fachrichtung Bundesforstver- 
waltung) wurden nach den Regelungen des Einigungsvertrages ins- 
gesamt 2042 Bedienstete übernommen. Nach den Angaben in den ausge- 
teilten Personalfragebögen waren davon 48 haupt- oder nebenamtlich für 
den STASI tätig. 

Bisher wurden 25 Kündigungen ausgesprochen; ein Bediensteter hat 
selbst gekündigt. Fünfzehn Arbeitsverhältnisse sind befristet und enden - 
bis auf eines - bis spätestens April 1991. In einem Fall (nebenamtliche 
STASI-Tätigkeit) bestand kein Anlaß für Konsequenzen. Sechs Einzelfall- 
prüfungen sind noch nicht abgeschlossen. 


17. Abgeordneter 

Dr. Burkhard 
Hirsch 

(FDP) 


Ist die Angabe zutreffend, daß die früheren Stasi- 
Mitarbeiter in der Ausßenstelle Suhl der Bundes- 
vermögensverwaltung „eine erdrückende Mehr- 
heit" bilden und „ohne Ansehen der Person" 
- soll wohl heißen: ohne Einzelfallprüfung - 
übernommen worden seien? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 21. Februar 1991 


Im neu eingerichteten Bundesvermögensamt Suhl sind - neben 5 Bedien- 
steten aus den alten Bundesländern - nunmehr 5 aus dem Beitrittsgebiet 
gewonnene Beschäftigte tätig. Es liegen keine Erkenntnisse vor, daß einer 
dieser Mitarbeiter haupt- oder nebenamtlich für den STASI tätig war. Im 
übrigen wurde und wird jeder Bewerber vor der Einstellung eingehend 
auf seine Verfassungstreue überprüft. 

Presseartikel (z. B. „Die Welt" vom 5. Februar 1991), die von einer 
„erdrückenden Mehrheit" früherer STASI-Mitarbeiter beim Bundesver- 
mögensamt Suhl berichteten, beruhen — wie bereits dem Kontext der Ver- 
öffentlichung zu entnehmen ist - auf einer Namensverwechslung mit dem 
Bundesverwaltungsamt. Nach Mitteilung der für das Bundesvermögens- 
amt Suhl zuständigen Betreuungs-Oberfinanzdirektion Frankfurt am 
Main hat der Leiter des dpa-Regionalbüros Erfurt die Verwechslung 
bedauert und in einer weiteren dpa-Meldung die Sache richtiggestellt. 


18. Abgeordneter 

Hinrich 

Kuessner 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Gemeinden in den neuen 
Ländern im März keine Zahlungen leisten 
können, weil sie die dafür notwendigen Haus- 
haltsmittel nicht erhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 19. Februar 1991 


Nein. Die Bundesregierung hat frühzeitig den Liquiditätsbedarf der neuen 
Bundesländer und ihrer Kommunen zu Beginn des Jahres gesehen und 
deshalb bereits am 20. Dezember 1990 5,6 Mrd. DM als Liquiditätshilfe 
bereitgestellt. Im Februar wurden zusätzlich 8,7 Mrd. DM überwiesen und 
auch Anfang März wird ein weiterer Betrag zur Verfügung gestellt 
werden. 

Mit diesen Liquiditätshilfen aus dem Fonds „Deutsche Einheit" an die 
neuen Länder, die die bedarfsnotwendigen Mittel an die Städte, Gemein- 
den und Landkreise weiterleiten müssen, kann nach heutiger Einschät- 
zung der Anschluß an den ersten großen Steuertermin Anfang März 
gefunden werden. 
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19. Abgeordneter 
Franz 

Müntefering 

(SPD) 


Ist die substanzgerechte Zuordnung öffentlicher 
Wohnungsbaukredite der ehemaligen DDR auf 
Einzelobjekte mittlerweile erfolgt und nach 
welchen Kriterien ist dies geschehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 20. Februar 1991 


Das Eigentum an Wohnungen und den dazugehörigen Grundstücken, die 
sich am 3. Oktober 1990 in Rechtsträgerschaft der volkseigenen Betriebe 
der Wohnungs Wirtschaft befunden haben, ist nach Artikel 22 Abs. 4 des 
Einigungsvertrages mit gleichzeitiger Übernahme der anteiligen Schul- 
den in das Eigentum der Kommunen übergegangen. Die substanz- 
gerechte Zuordnung der öffentlichen Wohnungsbaukredite der ehemali- 
gen DDR auf Einzelobjekte, die eine Vereinbarung zwischen den kredit- 
gebenden Banken und den Kreditnehmern (ehemals VEB kommunale 
Wohnungsverwaltung bzw. VEB Gebäudewirtschaft) erfordert, konnte 
noch nicht abgeschlossen werden. Kriterien der Zuordnung sind einerseits 
die Wertansätze der einzelnen Objekte und andererseits die dafür ausge- 
reichten Kredite unter Beachtung geleisteter Tilgungen. 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es 
sich bei der Mittelbereitstellung für den Bau der 
ehemals volkseigenen Wohnungsbestände in 
den neuen Bundesländern um Darlehensverhält- 
nisse im Sinne der Rechtsordnung der Bundes- 
republik Deutschland gehandelt hat, für die 
Zahlung marktüblicher Zinsen jetzt verlangt 
werden kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 20. Februar 1991 

Die Bereitstellung von Krediten zur Finanzierung des Baues volkseigener 
Wohnungen erfolgte auf Grund von Kreditverträgen, die Regelungen über 
die Höhe von Zins- und Tilgungsleistungen enthielten, zwischen den VEB 
kommunale Wohnungsverwaltung bzw. VEB Gebäudewirtschaft und den 
Kreditinstituten (Deutsche Kreditbank AG, Berliner Stadtbank AG bzw. 
früher Staatsbank der DDR), denen Verordnungen der ehemahgen DDR 
zugrunde lagen. Seit dem 1. Juli 1990 müssen sich die Kreditinstitute zu 
marktmäßigen Konditionen refinanzieren. Die Anpassung der Zinsen für 
Kreditverträge, die bis zum 30. Juli 1990 abgeschlossen wurden, an das 
Marktniveau, ist durch eine Verordnung der ehemaligen DDR gestattet 
worden. Damit trug die ehemalige DDR ihrer Verpflichtung aus dem 
Staatsvertrag vom 18. Mai 1990 Rechnung, ein marktwirtschaftliches 
Kreditsystem einschließlich eines freien Geld- und Kapitalmarktes und 
einer nicht reglementierten Zinsbildung auf den Finanzmärkten zu 
schaffen. 


20. Abgeordneter 

Franz 

Müntefering 

(SPD) 


21. Abgeordneter 

Rudolf 

Purps 

(SPD) 


Woraus ist die Höhe der „wachstumsbedingten 
Steuereinnahmen der westlichen Bundesländer 
von über 1 Milliarde DM im letzten Jahr" abgelei- 
tet und berechnet, die der Bundesminister der 
Finanzen in der Debatte zur Regierungserklä- 
rung am Plenarprotokoll 12/6, S. 127 genannt 
hatte? 


22. Abgeordneter 

Rudolf 

Purps 

(SPD) 


Wie hoch sind die entsprechenden wachstums- 
bedingten Steuereinnahmen des Bundes? 
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23. Abgeordneter Inwieweit decken sich diese wachstumsbeding- 

Rudolf ten Steuereinnahmen mit den einigungsbeding- 

Purps ten Steuereinnahmen? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Grünewald 
vom 19. Februar 1991 

Die vom Bundesminister der Finanzen angesprochenen wachstums- 
bedingten Steuermehreinnahmen ergeben sich aus dem Vergleich der 
(vorläufigen) Ist-Ergebnisse der Steuereinnahmen 1990 mit der Steuer- 
schätzung vom Mai 1990. Hiernach beträgt das Mehraufkommen, das sich 
dem verstärkten Wachstum zurechnen läßt, für den Bund 3,8 Mrd. DM und 
für die Länder 1,2 Mrd. DM. 

Die Schätzung einigungsbedingter Steuermehreinnahmen beruht dem- 
gegenüber auf einem Vergleich der tatsächlichen Entwicklung des Brutto- 
sozialprodukts mit einer hypothetischen ohne Einflüsse aus der deutschen 
Einigung. 


24. Abgeordneter Welche Pläne hat die Bundesregierung mit den 

Horst Wohnungen der ehemaligen NVA, von denen es 

Sielaff in Strausberg zum Beispiel 6400 gibt, und, falls 

(SPD) die Veräußerung derselben geplant sein sollte, 

gibt es ein Vorkaufsrecht für die derzeitigen 
' Bewohner bzw. die Stadt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 12. Februar 1991 

Die in das Eigentum des Bundes übergegangenen ehern. NVA-Wohnun- 
gen dienen - wie alle Wohnungen des Bundes - in erster Linie der Unter- 
bringung von Bundesbediensteten und der zu ihren Haushalten gehör- 
denden Angehörigen. Soweit ein solcher Unterbringungsbedarf nicht 
besteht, wird sich die Bundesregierung darum bemühen, die entbehr- 
lichen Wohnungen zu verkaufen. Dabei wird zunächst versucht werden, 
die Mieter oder deren Kinder oder Eltern als Kaufinteressenten zu gewin- 
nen. Dies setzt allerdings bei Geschoßwohnungen die Bildung von Woh- 
nungseigentum voraus. Scheidet eine Veräußerung an diesen Personen- 
kreis aus, so werden die Wohnungen der Belegenheitsgemeinde zum Kauf 
angeboten. Der Gemeinde können dabei Zahlungserleichterungen in 
Form von Ratenzahlungen eingeräumt werden. Mit sonstigen Kaufinte- 
ressenten werden Verkaufsverhandlungen nur geführt, wenn die 
Gemeinde hiergegen keine Bedenken äußert. 


25. Abgeordneter Wer verfügt über die Wohnungen, und ist es den 

Horst derzeitigen Bewohnern möglich, die eigene Woh- 

Sielaff nung gegen eine andere mit daran interessierten 

(SPD) Mietern zu tauschen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 12. Februar 1991 

Für die Verwaltung der Wohnungen sind die dem Bundesministerium der 
Finanzen nachgeordneten Oberfinanzdirektionen und -Bundesver- 
mögensämter zuständig. Diese entscheiden im Rahmen der örtlichen 
Bedarfssituation und der bestehenden Vergabegrundsätze im Einverneh- 
men mit der örtlich zuständigen Standortverwaltung darüber, an wen frei- 
werdende Wohnungen zu vermieten sind. Dies gilt auch hinsichtlich der 
Frage, ob einem von einem Mieter angestrebten Wohnungstausch zuge- 
stimmt werden kann. 
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26. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Sperling 

(SPD) 


Wer ist der Eigentümer der Deutschen Kredit- 
bank, und welche Teile der ehemaligen Staats- 
bank der DDR sind an Dritte übergegangen? 


27. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Sperling 

(SPD) 


Wer ist der Gläubiger für die Zinszahlungen aus 
den Altschulden auf den ehemals volkseigenen 
Wohnungsbeständen in den neuen Bundeslän- 
dern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 15. Februar 1991 

1, Die Deutsche Kreditbank AG wurde zum 1. April 1990 im Wege einer 
Sachgründung aus der Staatsbank der ehemaligen DDR ausgegründet. 
An ihr ist die Treuhandanstalt mit 96,78% beteiligt. Die restlichen 
Anteile werden von folgenden Unternehmen gehalten: 

Synthesewerk Schwarzheide (2,12%), Vereinigung Interhotel (0,68%), 
Verband der Konsumgenossenschaften (0,42%). 

An Dritte sind Teile der Staatsbank der ehemaligen DDR nicht über- 
gegangen. 

2. Gläubiger der Zinsen aus den Altkrediten an Unternehmen des ehe- 
maligen volkseigenen Wohnungsbaus sind die Deutsche Kreditbank 
AG und die Berliner Stadtbank AG. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


28. Abgeordnete In welche Länder wurden in den vergangenen 

Brigitte drei Jahren vom Bundesministerium für Wirt- 

Baumeister Schaft Waffenexporte der deutschen Industrie 

(CDU/CSU) genehmigt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Beckmann 
vom 15. Februar 1991 

Der Begriff „Waffenexporte" wird als Kriegswaffen im Sinne der Kriegs- 
waffenliste (Anlage zum Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen) ver- 
standen. 

In den Jahren 1988 bis 1990 wurden Genehmigungen für die Beförderung 
von Kriegswaffen zum Zweck der Ausfuhr in alle NATO-Staaten erteilt. 
Exportgenehmigungen wurden ebenfalls für verschiedene NATO-gleich- 
gestellte Länder wie z. B. Schweden, Schweiz und Australien ausgestellt. 
Ferner wurden Genehmigungen für Lieferungen in eine Reihe von Dritt- 
ländern erteilt. 

29. Abgeordnete In welcher Höhe beläuft sich das Volumen der 

Brigitte jeweiligen genehmigten Waffenexporte? 

Baumeister 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Beckmann 
vom 15. Februar 1991 

Die effektiven Ausfuhren an Kriegswaffen beliefen sich im Jahre 1988 auf 
0,97 Mrd. DM, im Jahre 1989 auf 1,49 Mrd. DM. Dies entsprach 0,17 bzw. 
0,23% der jeweiligen Gesamtausfuhr. 
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Die Ausfuhrdaten für 1990 liegen noch nicht vor. 

Erfahrungsgemäß werden nicht alle Exportgenehmigungen ausgenutzt. 
Aus diesem Grund sind die aussagekräftigeren effektiven Ausfuhrwerte 
wiedergegeben. 

30, Abgeordnete In welche Waffengattungen gliedern sich diese 

Brigitte Waffenexporte in die jeweiligen Länder auf? 

Baumeister 
(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Beckmann 
vom 15, Februar 1991 

Bei der Veröffentlichung von Angaben über Rüstungsexporte hat die 
Bundesregierung die ihr gesetzten rechtlichen Grenzen, insbesondere im 
Bereich des Datenschutzes zu beachten. Daher ist ihr eine Aufschlüsse- 
lung der Exporte nicht möglich, die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
einzelner Firmen offenlegen würde; dem stehen die §§30 VwVfG und 
203 StGB entgegen. 


31. Abgeordnete 

Gabriele 

Iwersen 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Riedl 
vom 19. Februar 1991 

Das von der Bundesregierung finanzierte Wohnungsbauprogramm für 
zurückkehrende Sowjetsoldaten wird in Zusammenarbeit zwischen deut- 
schen und sowjetischen Stellen durchgeführt. Die Grundlagen dieser 
Zusammenarbeit wurden zwischen dem Verteidigungsministerium der 
UdSSR und dem Bundesministerium für Wirtschaft ausgehandelt. In den 
Verhandlungen hat die UdSSR als Auftraggeber für das gesamte 
Wohnungsbauprogramm darauf bestanden, die Planungen selbst durch- 
zuführen und eigene Architekturinstitutionen zu beauftragen. Zwar wäre 
es wünschenswert gewesen, wenn in das Programm eine größere Vielfalt 
architektonischer Möglichkeiten hätte eingebracht werden können. Die 
Bundesregierung mußte jedoch die Präferenz des Auftraggebers für 
eigene Architekturleistungen akzeptieren und zugestehen, daß eine 
zügige Realisierung der Wohnungen auf Basis der bereits vorbereiteten 
und schon weit fortgeschrittenen sowjetischen Planungen Vorrang hat, 
um den vereinbarten Abzug der Sowjetsoldaten beschleunigt durchfüh- 
ren zu können. 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der von der Bundesregierung finanzierte Bau von 
36 000 Wohnungen in der UdSSR für aus der ehe- 
maligen DDR zurückkommende Soldaten in der 
internationalen Beurteilung als ein Aushänge- 
schild deutschen Städtebaus und deutscher Woh- 
nungsbaukultur betrachtet werden wird und des- 
halb einer sorgfältigen Planung durch erfahrene, 
freie Architekten bedarf, anstelle einer Durchfüh- 
rung durch einen Generalunternehmer, der 
selbst plant und schlüsselfertig baut in der nega- 
tiv einzustufenden Plattenbauweise? 


32. Abgeordneter 

Fritz 

Körper 

(SPD) 


Wie und nach welchen Kriterien beabsichtigt die 
Bundesregierung den Regionen zu helfen, die 
von der Abrüstung in ähnlicher Weise betroffen 
sind wie etwa in der Vergangenheit Montan- und 
Werftregionen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Beckmann 
vom 15. Februar 1991 

Werden strukturschwache Regionen durch Abrüstungsmaßnahmen in 
erheblichem Maße negativ betroffen, so daß diese nicht in der Lage sind, 
allein die Anpassungsprobleme zu lösen, kann Flankierungsbedarf für 
den Bund entstehen. Die notwendigen Instrumente stehen zur Verfügung. 
In Betracht kommen insbesondere zeitlich befristete Regionalhilfen im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaf tsstruktur", Vorkehrungen zur Altlastensanierung sowie sozial- und 
arbeitsmarktpolitische Instrumente für die betroffenen Arbeitnehmer. Die 
Bundesregierung sieht ferner in Maßnahmen zur beschleunigten Frei- 
gabe von militärisch genutzten Liegenschaften für zivile Zwecke einen 
wichtigen Beitrag zur Beschleunigung des Umstrukturierungsprozesses in 
den betroffenen Regionen. 

Die gegenwärtig vorliegenden Standortentscheidungen der alliierten 
Streitkräfte lassen nur in geringem Umfang Rückschlüsse auf die Zahl der 
betroffenen Arbeitsplätze zu. Die Bundeswehr wird ihre Standortentschei- 
dungen erst Mitte dieses Jahres treffen. Die regionalwirtschaftlichen Aus- 
wirkungen von Standortauflösungen und eines Truppenabzugs lassen 
sich, solange keine konkreten Informationen über Ausmaß und Zeitraum 
der freigesetzten Arbeitskräfte vorliegen, nicht abschätzen. Deshalb ist es 
auch nicht möglich, einen Flankierungsbedarf zu konkretisieren. 

33. Abgeordneter Wie werden betroffene kommunale Gebietskör- 

Fritz perschaften und Bundesländer in den Entschei- 

Körper dungsprozeß mit einbezogen? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Beckmann 
vom 15. Februar 1991 

Die Beteiligung der kommunalen Gebietskörperschaften und der Bundes- 
länder bei Entscheidungen über Flankierungsmaßnahmen wird im Ein- 
zelfall von dem Einsatz der Instrumente abhängen. Im Falle der regionalen 
Flankierung erfolgt die Beteiligung über die Bund- Länder- Gremien der 
Gemeinschaftsaufgabe. 


34. Abgeordneter Wann und wo sind erste konkrete Maßnahmen zu 

Fritz erwarten? 

Körper 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Beckmann 
vom 15. Februar 1991 

Konkrete Maßnahmen sind erst dann zu erwarten, wenn die regionalen 
und sozialen Auswirkungen von Abrüstungsentscheidungen bekannt 
sind. 

35. Abgeordneter 

Hinrich 
Kuessner 
(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Beckmann 
vom 15. Februar 1991 

Die Treuhandanstalt prüft zur Zeit, ob die in Bau befindlichen Blöcke 5 
bis 8 des Kernkraftwerks Greifswald fortgeführt werden können. Sollte 
sich die Treuhandanstalt dazu nicht in der Lage sehen, ist das nicht gleich- 
bedeutend mit der Aufgabe des Energiestandorts Greifswald-Lubmin. Die 


Ist es richtig, daß Greifswald-Lubmin als Energie- 
standort aufgegeben wird, und wenn nein, was 
wird künftig in Lubmin betrieben? 
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EVU haben grundsätzlich ihr Interesse an der Erhaltung des Standorts 
Greifswald auf der Grundlage der in den alten Bundesländern benutzten 
Kernenergie-Technologie bekundet. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist eine umweltverträgliche, 
sichere und wirtschaftliche Energieversorgung ohne einen substantiellen 
Beitrag der Kernenergie auf absehbare Zeit nicht denkbar. Die Bundes- 
regierung würde es deshalb begrüßen, wenn der Standort Greifswald- 
Lubmin als nuklearer Standort erhalten bliebe. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Soziaiordnung 


36. Abgeordneter 
Gerd 
Andres 
(SPD) 


37. Abgeordneter 
Gerd 
Andres 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, Arbeitgebern und Firmen zu ihrem Recht zu 
verhelfen, denen durch Rückforderungen der 
Sozialversicherungsträger erhebliche finanzielle 
Schäden entstehen, weil die beschäftigten 
Arbeitnehmer/innen zugesichert hatten, keine 
mehrfachen Beschäftigungsverhältnisse unter 
der Sozialversicherungspflichtgrenze einzu- 
gehen? 

Wenn, wie im Fall eines Hannoverschen Gebäu- 
dereinigerunternehmens, durch insgesamt 
428 Fälle von Mehrfachbeschäftigung mögliche 
Nachforderungen von rund einer halben Million 
DM entstehen, ist in einem solchen Fall die durch 
die Bundesregierung mehrfach geäußerte Formel 
von der Existenzgefährdung ein sinnvolles Krite- 
rium? 


38. Abgeordneter 
Gerd 
Andres 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung in einer Veränderung 
der gesetzlichen Bestimmungen eine Möglich- 
keit, die entstandenen Probleme zu regulieren, 
oder ist nicht die generelle oder weitgehende 
Beseitigung der sog. Geringfügigkeitsgrenze und 
damit die weitgehende Sozialversicherungs- 
pflicht jedes Beschäftigtenverhältnisses ein 
sinnvoller Ausweg? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Seehofer 
vom 14. Februar 1991 


Zunächst weise ich auf die Beantwortung Ihrer im Kern inhaltsgleichen 
Fragen vom 31. Oktober vergangenen Jahres hin. Zu dem von Ihnen 
bereits seinerzeit angesprochenen Fragenkomplex wird noch einmal 
wiederholt, daß der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung das 
geltende allgemeine Schadenersatzrecht einschließlich der besonderen 
Regelung in § 28 g Satz 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch als ein aus- 
reichendes und abgestimmtes Instrumentarium ansieht, Arbeitgebern die 
Möglichkeit zu geben, Ansprüche gegen die Arbeitnehmer infolge 
Zahlungsnachforderungen der Sozialversicherungsträger durchzusetzen, 
sofern die Arbeitnehmer bestehende Doppelarbeitsverhältnisse pflicht- 
widrig nicht offenbaren. 

Bei Fällen erheblicher Beitragsnachforderungen bei Arbeitgebern haben 
die Sozialversicherungsträger § 76 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
zu beachten. Die danach bestehenden Möglichkeiten, in Fällen einer 
erheblichen oder besonderen Härte Ansprüche zu stunden öder sogar 
ganz zu erlassen, bieten auch einen hinreichenden Schutz, Existenz- 
gefährdungen durch Beitragsnachforderungen auszuschließen. 
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Aus den bereits im Oktober 1990 übermittelten Gründen, aber auch ange- 
sichts der aktuellen Fragestellungen im Zusammenhang mit der Melde- 
pflicht für geringfügig Beschäftigte und der Einführung des Sozialver- 
sicherungsausweises besteht zur Zeit keine Veranlassung, gesetzgebe- 
rische Schritte zur Abschaffung der Geringfügigkeitsgrenze einzuleiten. 

Zu dem in der zweiten Frage angesprochenen Fall wurde mir mitgeteilt, 
daß z. Z. noch Feststellurlgen hinsichtlich des Vorliegens von Mehrfach- 
beschäftigungen getroffen werden. Angesichts der Größe des Unterneh- 
mens scheidet nach Einschätzung der Krankenkasse eine Existenzgefähr- 
dung durch Beitragsnachforderungen aus. 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Entschei- 
dung des Oberverwaltungsgerichts Münster, ab 
sofort für Tankstellenshops Ladenschlußzeiten 
als verbindlich zu erklären, und sieht die Bundes- 
regierung für den Gesetzgeber einen Handlungs- 
bedarf, nach dem die Mehrheit der Bundesbürger 
die Beibehaltung der bisherigen Praxis für not- 
wendig erachtet? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Tegtmeier 
vom 15. Februar 1991 

Nach § 6 Abs. 1 Ladenschlußgesetz (LSchlG) dürfen Tankstellen an allen 
Tagen während des ganzen Tages geöffnet sein. Während der allgemei- 
nen Ladenschlußzeiten, also in der Regel in der Zeit von 18.30 Uhr abends 
bis 7.00 Uhr morgens, sowie an Sonn- und Feiertagen ist Tankstellen nach 
§ 6 Abs. 2 LSchlG nur die Abgabe von Ersatzteilen für Kraftfahrzeuge, 
soweit dies für die Erhaltung oder Wiederherstellung der Fahrbereitschaft 
notwendig ist, sowie die Abgabe von Betriebsstoffen gestattet. 

Während ursprünglich der Verkauf von bestimmten Waren des Reise- 
bedarfs nicht als erlaubt angesehen wurde, wird seit mehr als zehn Jahren 
- wegen eines Wandels in der Verkehrsanschauung - dieses Warensorti- 
ment in kleinen Mengen als Zubehör angesehen, das nach § 6 Abs. 2 
LSchlG außerhalb der Ladenöffnungszeiten und an Sonn- und Feiertagen 
in Tankstellen verkauft werden darf (so z. B. Urteil des Kammergerichts 
Berlin vom 27. Dezember 1981 und die überwiegend vertretene Auffas- 
sung in Rechtsprechung und Schrifttum). 

Die Aufsicht über die Einhaltung des Ladenschlußgesetzes obliegt den 
nach Landesrecht für den Arbeitsschutz zuständigen Verwaltungsbehör- 
den, das sind in aller Regel die Gewerbeaufsichtsämfer. Regional unter- 
schiedliche Auslegungen des § 6 Abs. 2 LSchlG sind dem Bundesministe- 
rium für Arbeit und Sozialordnung bislang nicht bekanntgeworden. 

Der 4. Senat des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-West- 
falen hat am 3. Dezember 1990 in einem Einzelfall entschieden, daß außer- 
halb der Ladenöffnungszeiten und an Sonn- und Feiertagen der bislang 
allgemein als zulässig angesehene Verkauf von bestimmten Waren des 
Reisebedarfs in kleinen Mengen als nicht zulässig anzusehen ist. Die ent- 
sprechende Anwendung des § 6 Abs. 2 LSchlG auf derartige Artikel 
komme nicht in Betracht, da es an einer ausfüllungsbedürftigen Rege- 
lungslücke im Gesetz fehle. Die Abgabe von Zubehörartikeln sei auch 
nicht kraft Gewohnheitsrechtes zulässig. 

Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen (OVG NRW) hat die 
Revision zum Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) nicht zugelassen. Wie 
zu erfahren war, ist gegen die Nichtzulassung der Revision beim OVG 
NRW Beschwerde eingelegt worden. Über die Nichtzulassungs- 
beschwerde ist noch nicht entschieden worden. Die Einlegung der 
Beschwerde hemmt die Rechtskraft des Urteils (§ 132 Abs. 4 Verwaltungs- 
gerichtsordnung) . 


39. Abgeordneter 
Alfons 
Müller 
(Wesseling) 

(CDU/CSU) 
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Wird der Beschwerde durch das OVG NRW nicht abgeholfen, so entschei- 
det hierüber das Bundesverwaltungsgericht. Erst danach wird das Urteil 
rechtskräftig bzw. beginnt der Lauf der Revisionsfrist. 

Die Bundesregierung teilt die überwiegend in Rechtsprechung und 
Schrifttum vertretene Auffassung, daß die Abgabe von bestimmten Waren 
des Reisebedarfs in kleinen Mengen gemäß § 6 Abs. 2 LSchlG zulässig ist. 
Die gegenwärtige, auf dieser Rechtsauslegung beruhende Praxis sollte 
beibehalten werden. Nach Auffassung der Bundesregierung ist ein Urteü 
im Einzelfall, wie das des OVG NRW, kein Anlaß zu einem Abgehen von 
dieser Praxis. 

Die Bundesregierung wird die Entwicklung im Bereich des Tankstellen- 
verkaufs sorgfältig beobachten. Die Frage nach einem Handlungsbedarf 
würde insbesondere dann aktuell, wenn das Bundesverwaltungsgericht 
nach einer Zulassung der Revision das Urteil des OVG NRW bestätigen 
sollte. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


Ist die Bundesregierung bereit, den Erlaß des 
Bundesministeriums der Verteidigung vom 
12. Juni 1976 („Wegen der allgemein entspann- 
ten Lage auf dem Wohnungsmarkt . . .") ange- 
sichts der tatsächlichen Verhältnisse auf dem 
Wohnungsmarkt im Interesse der betroffenen 
Soldaten der Wirklichkeit anzupassen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 18. Februar 1991 

Im Zusammenhang mit dem ab 1. Juli 1990 geltenden neuen Bundes- 
umzugskostengesetz und der rückwirkend zum 1. Juli 1990 in Kraft treten- 
den Neufassung der Trennungsgeld-VO werden der Erlaß vom 12. Juli 
1976 sowie weitere Erlasse zum Trennungsgeldrecht aufgehoben. Aller- 
dings kann auch künftig nicht auf befristete Bewilligungszeiträume für die 
Zahlung von TE verzichtet werden, da unbefristete Bewilligungen zu 
unberechtigten Leistungen oder zumindest strittigen Entscheidungen 
führen könnten. 


40. Abgeordneter 

Karl 

Diller 

(SPD) 


41. Abgeordneter 

Karl 

Diller 

(SPD) 


Welche konkreten Schritte wird die Bundesregie- 
rung unverzüglich einleiten, um angesichts der 
angespannten Verhältnisse auf dem Wohnungs- 
markt den von häufigen Versetzungen betroffe- 
nen Soldaten und ihren Familien im Sinne der 
Fürsorgepflicht als Dienstherr zu helfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 18. Februar 1991 

Inzwischen ist die Wohnungslage auch bei den Streitkräften zu einem 
zentralen Problem mit Auswirkungen auf die Attraktivität des Soldaten- 
berufes geworden. 

Mit dem Bau neuer Bundesdarlehenswohnungen und der Verlängerung 
von Besetzungsrechten bei gleichzeitiger Modernisierung soll der 
Wohnungsmarktentwicklung entsprochen werden. 
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Im Haushalt 1990 (Epl. 25) waren Mittel für 344 Neubauwohnungen in 
8 Standorten vorgesehen. Davon befinden sich z. Z. 280 Wohnungen im 
Bau, und zwar in Appen, Pinneberg, München, Iserlohn und Weiden. In 
Fürstenfeldbruck, Stuttgart und Burbach sind Verhandlungen mit den 
Bauträgern wegen örtlicher Schwierigkeiten noch nicht abgeschlossen. 

Bei rd. 1500 Wohnungen in 19 Standorten konnten die Besetzungsrechte 
des Bundes bei gleichzeitiger Modernisierung der Wohnungen verlängert 
werden. 

Der Regierungsentwurf für den Haushalt 1991 sieht Mittel für die Errich- 
tung von 370 Neubauwohnungen vor, u. a. in Neubrandenburg, Potsdam 
und Erfurt. Im Hinblick auf den unbefriedigenden Standard der Wohnun- 
gen der ehemaligen NVA sind Neubauten im Beitrittsgebiet besonders 
vordringlich, um bei Versetzungen in das Beitrittsgebiet den Umzug der 
Familien zu ermöglichen. 

Flankierenden Maßnahmen kommt besondere Bedeutung zu. Als solche 
sind hervorzuheben: 

- Erhöhung der Mietbeiträge von bisher 370 DM monatlich auf 450 DM 
monatlich ab 1. April 1990, 

- Zahlung von Trennungsgeld anstelle von Umzugskosten bei Verset- 
zungen bis zu 3 Jahren ab 1. Januar 1990, 

- Neufassung des Bundesumzugskostengesetzes; u. a. bezahlter 
Endumzug für Pensionäre unter bestimmten Voraussetzungen 


42. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Götzer 

(CDU/CSU) 


Welche Planungen bzw. Überlegungen wer- 
den im Bundesministerium der Verteidigung 
bezüglich der Verwendung des derzeit noch im 
Bau befindlichen Munitionsdepots im Kröninger 
Forst nach dessen Fertigstellung angestellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 18. Februar 1991 

Die Bundeswehr rechnet etwa Mitte 1991 mit der Fertigstellung des 
Depots im Kröninger Forst. Nach Abschluß der Bauarbeiten übernimmt 
die Logistik des Heeres die seit langem geplante Einrichtung und wird 
dort ein NATO-Korpsdepot betreiben. 

Zugleich eröffnet sich die Möglichkeit, bisher an anderen Orten behelfs- 
mäßig unter Anwendung von Ausnahmeregelungen eingelagerte Muni- 
tion in eine vorschriftsmäßige Lagerung zu überführen. 


Welche Leistungen im Zusammenhang mit dem 
Golfkrieg wurden von deutschen Stellen seit Juli 
1990 auf der Grundlage des Wartime Host Nation 
Support- Abkommens einerseits oder des NATO- 
Truppenstatuts nebst Zusatzabkommen anderer- 
seits jeweils wann erbracht oder durch US-Ameri- 
kaner bzw. Alliierte angefordert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 18. Februar 1991 

Die seitens der Bundeswehr erbrachten Unterstützungsleistungen für die 
am Golfkonflikt beteiligten Bündnisnationen erfolgen nicht auf der 
Grundlage des Wartime Host Nation Support-Abkommens oder des 
NATO-Truppenstatuts mit seinen Zusatzvereinbarungen, sondern auf 
Grund von Zusagen der Bundesregierung als Solidaritätsbeitrag zur 
Durchsetzung der UN -Resolution 678. 


43. Abgeordnete 

Ingrid 

Koppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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44. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Kühler 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Modelle, Methoden 
oder Berechnungen bekannt, um die Umwelt- 
schadensfolgen von militärischen Einsätzen ein- 
zuschätzen und bewerten zu können, und teilt die 
Bundesregierung die Auffassung, daß diese 
Frage mit zur Grundlage von Entscheidungen 
über Krieg und Frieden gemacht werden müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 18. Februar 1991 


Für den Verteidigungsfall hat von jeher die Bundesregierung das Prinzip 
größtmöglicher Schadensbegrenzung vertreten. Dies war und ist Grund- 
satz deutscher Verteidigungsüberlegungen. 

Dies schließt auch Rücksichtnahme auf die Umwelt ein. Es sind allerdings 
bislang keine zuverlässigen Berechnungsmodelle bekannt, um die Folgen 
militärischer Einsätze umfassend hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die 
Umwelt zu bewerten. 


Dies scheitert nicht nur an der Vielzahl der relevanten Parameter, sondern 
schon daran, daß zwar die Auswirkungen des Einsatzes der eigenen mili- 
tärischen Kräfte noch bedingt abgeschätzt werden können, nicht jedoch 
alle denkbaren gegnerischen Reaktionsmöglichkeiten. 


45. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß das Bundes- 
ministerium der Verteidigung den Ausbau des 
Schießplatzes in Zingst plant? 


46. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 

47. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 

48. Abgeordnete 

Dr. Christine 
Lucyga 

(SPD) 


Wenn ja, in welchem Stadium befindet sich die 
Plariung? 


Ist sich das Bundesministerium der Verteidigung 
darüber im klaren, daß mit dem Ausbau ein wert- 
volles Naturschutzgebiet zerstört wird? 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, welche 
psychologische Wirkung der Ausbau des Schieß- 
platzes auf die Bevölkerung in Mecklenburg- 
Vorpommern haben wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 18. Februar 1991 


Pressemeldungen über einen geplanten Ausbau des Fla- Schießplatzes auf 
der Halbinsel Zingst treffen nicht zu. 

Es ist lediglich die Übernahme und Nutzung der vorhandenen Anlagen 
vorgesehen. 

Dabei wird die Auslastung des Platzes nur einen Bruchteil der von der ehe- 
maligen NVA durchgeführten Übungsintensität betragen. 


49. Abgeordnete 

Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast 

(SPD) 


An welchen Standorten der Bundeswehr in den 
schleswig-holsteinischen Kreisen Steinburg und 
Dithmarschen (Itzehoe, Breitenburg, Glückstadt, 
Kellinghusen, Heide, Albersdorf) sind im Zuge 
der Verringerung des personellen Umfangs der 
Streitkräfte Truppen- und/oder Standortreduzie- 
rungen bzw. anderweitige Veränderungen (wie 
Verringerung von Dienstzeiten etc.) geplant? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 18. Februar 1991 

Durch die Änderungen der sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen 
und den festgelegten Gesamtumfang von 370000 Soldaten der Bundes- 
wehr ist im vereinten Deutschland eine neue Lage entstanden. 

Die Planungen zur neuen Streitkräftestruktur werden voraussichtlich im 
Sommer 1991 abgeschlossen sein. 

Eine Beteiligung der Länder und politischen Gremien ist vorgesehen. 
Feststellungen zu einzelnen Standorten - wie Itzehoe, Breitenburg, 
Glückstadt, Kellinghausen, Heide und Albersdorf - sind erst nach Ab- 
schluß der Planungsarbeiten möglich. 


50. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Trifft es zu, daß es im Grafenbrucher Forst, 
südöstlich der Gemeinde Alfeld, Kreis Nürnber- 
ger Land, ein Depot der Bundeswehr gibt, und 
welche Zweckbestimmung hat dieses bzw. 
welche Gegenstände werden dort gelagert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 18. Februar 1991 


Bei dem von Ihnen beschriebenen Objekt im Grafenbrucher Forst, südöst- 
lich der Gemeinde Alfeld, handelt es sich um zwei Sperrmittelhäuser. Sie 
wurden in Gruppenbauweise erstellt und 1975 fertiggestellt. 

Sperrmittelhäuser werden zur Lagerung von Sperrmunition für vorberei- 
tete Sperren genutzt. 

Mit Beginn 1991 wird der Bestand an vorbereiteten Sperren - Schwer- 
punkt ehemalige innerdeutsche Grenze - auf mögliche Beseitigung über- 
prüft, Auswirkungen auf Sperrmittelhäuser können derzeit noch nicht 
beurteilt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Frauen und Jugend 


51. Abgeordnete 
Christina 
Schenk 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche jährlichen Kosten würden dem Bund ent- 
stehen, wenn alle Krippen (für Kinder unter drei 
Jahren), die es am 31. Dezember 1990 in den fünf 
neuen Bundesländern gegeben hat - unter 
Zugrundelegung der Elternbeiträge in der Höhe, 
wie sie vor dem 1. Juli 1990 zu zahlen waren -, 
von den Kommunen vollständig weitergeführt 
und über den Bundeshaushalt finanziert würden? 


52. Abgeordnete 
Christina 
Schenk 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche jährlichen Kosten würden dem Bund ent- 
stehen, wenn das Kindergartennetz (Kinder von 
drei bis sechs Jahren), das am 31. Dezember 1990 
in den fünf neuen Bundesländern bestanden hat 
- unter Zugrundelegung der Elternbeiträge in 
der Höhe, wie sie vor dem 1. Juli 1990 zu zahlen 
waren -, von den Kommunen vollständig weiter- 
geführt und über den Bundeshaushalt finanziert 
würden? 
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53. Abgeordnete 
Christina 
Schenk 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche jährlichen Kosten würden dem Bund ent- 
stehen, wenn sämtliche Schulhorte (für Kinder 
von sieben bis zehn Jahren), die es in den fünf 
neuen Bundesländern am 31. Dezember 1990 
gegeben hat - unter Zugrundelegung der Eltern- 
beiträge in der Höhe, wie sie vor dem 1. Juli 1990 
zu zahlen waren -, von den Kommunen vollstän- 
dig weitergeführt und über den Bundeshaushalt 
finanziert würden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hintze 
vom 15. Februar 1991 

Die neuen Bundesländer haben die Kosten für die Tageseinrichtungen für 
Kinder für das Jahr 1991 auf der Grundlage der Platzzahlen des Jahres 
1990 ermittelt. Dabei handelt es sich um die Gesamtkosten abzüglich einer 
sozial verträglichen Kostenbeteiligung der Eltern an der Verpflegung. 
Danach ergeben sich folgende Kosten: 

- für Krippen rd. 2,6Mrd. DM 

- für Kindergärten rd. 3,5 Mrd. DM 

- für Horte . rd. 0,8 Mrd. DM. 

Nach Artikel 31 Abs. 2 des Einigungsvertrages beteiligt sich der Bund für 
eine Übergangszeit bis zum 30. Juni 1991 an den Kosten der Tageseinrich- 
tungen. Im übrigen ist die Finanzierung Sache der kommunalen Gebiets- 
körperschaften und der Länder. 


54. Abgeordnete 
Christina 
Schenk 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wieviel Anträge auf die Übernahme von Kinder- 
gärten, Kinderkrippen oder deren Neugründung 
wurden von Elterninitiativen in den fünf neuen 
Bundesländern seit dem 1. Juli 1990 gestellt, und 
wie hoch wären die jährlichen Kosten des 
Bundes, wenn er diesen Anträgen stattgeben und 
die beantragten Einrichtungen finanzieren 
würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hintze 
vom 15. Februar 1991 

Dem Bundesminister für Frauen und Jugend ist die Anzahl der Anträge 
auf die Übernahme von Kindergärten, Kinderkrippen oder deren Neu- 
gründung durch Elterninitiativen nicht bekannt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheit 


55. Abgeordneter 

Alfons 

Müller 

(Wesseling) 

CDU/CSU) 


Treffen die Aussagen des nordrhein- westfäli- 
schen Sozialministers Heinemann zu, wonach 
schon 1995 6 000 Krankenhausbetten fehlen 

werden, und wie beurteilt die Bundesregierung 
den Bedarf an Krankenhausbetten angesichts der 
demographischen Entwicklung in Deutschland? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dr. Bergmann-Pohl 
vom 18. Februar 1991 


Eine Stellungnahme der Bundesregierung zu den Aussagen des nord- 
rhein-westfälischen Sozialministers Heinemann ist zur Zeit nicht möglich. 
Nach Auskunft der nordrhein-westfälischen Landesregierung sind die 
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Planungsüberlegungen noch nicht abgeschlossen und die von Minister 
Heinemann vorgestellten Ergebnisse erst vorläufige. Die endgültigen 
Ergebnisse können sich nach Überprüfung der Eckdaten (z. B. Verweil- 
dauer, Bettenauslastung, Fallzahlen) noch verändern. 

Krankenhausplanung liegt ausschließlich in der Zuständigkeit der 
Länder. Die Bundesregierung verfügt deshalb nicht über eigene 
Planungsdaten. Nach Auffassung der Bundesregierung ist es allerdings 
notwendig, daß in den Ländern ergänzend zur Krankenhausplanung eine 
Gesamtbetrachtung des Bedarfs an stationären Betten, angefangen von 
der Vorsorge und der Akutbehandlung über die Rehabilitation bis hin zur 
Pflege, durchgeführt wird. Dies wird insbesondere durch Untersuchungen 
bestätigt, die die Bundesregierung im Auftrag der Konzertierten Aktion im 
Gesundheitswesen durchgeführt hat, Danach sind 18,4% der Betten in 
Akutkrankenhäusem (85000 Betten) von Patienten belegt, die einer Kran- 
kenhausbehandlung nicht oder nicht mehr bedürfen, für die jedoch 
andere Behandlungsmöglichkeiten, insbesondere im pflegerischen und 
rehabilitativen Bereich benötigt werden. Eine übergreifende Bewertung 
des Bedarfs ist deshalb insbesondere auch im Hinblick auf die demogra- 
phische Entwicklung notwendig. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


56. Abgeordneter 

Wolf gang 
Börnsen 
(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12. Februar 1991 

Die Erhebungen der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) vom Septem- 
ber 1990 haben gezeigt, daß die Anschnallpflicht für Personen über zwölf 
Jahre (§§ 21 und 21a StVO) in Pkw auf den Vordersitzen zu über 95% 
befolgt wird. Dagegen ist die Sicherungsquote auf den Rücksitzen steige- 
rungsbedürftig, wobei sie für Kinder mit 60% noch deutlich besser ausfällt 
/ als für Erwachsene mit 47% . 

Zur Erhöhung der Sicherheit im Straßenverkehr hat die Bundesregierung 
bereits ein Bündel von Maßnahmen ergriffen, die im Bericht über Maß- 
nahmen auf dem Gebiet der Unfallverhütung im Straßenverkehr für die 
Jahre 1988 und 1989 (Unfallverhütungsbericht, Drucksache 11/7344 vom 
6. Juni 1990) im einzelnen dargestellt sind. Hierzu zählen auch Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Anschnallquoten auf Rücksitzen sowie zur 
besseren Nutzung von Kinderrückhaltesystemen. 

So wurde am 1. Juli 1986 das Verwarnungsgeld für das Nichtanlegen der 
Rücksitzgurte und zum 1. Oktober 1988 die Benutzungspflicht vorhande- 
ner Kinderrückhaltesysteme für Kinder bis zum vollendeten 12. Lebens- 
jahr ein geführt. 

Inzwischen wurden auch die technischen Bestimmungen für Herstellung 
und Einbau von Kinderrückhaltesystemen europaweit durch Einführung 
der ECE-Norm 44 wesentlich verbessert. 

Ein Schwerpunkt der Verkehrssicherheitspolitik der Bundesregierung ist 
die notwendige Information der Bürger über Unfallgefahren bei fehler- 
hafter Unterbringung von Kindern im Fahrzeug (z. B. Kleinkinder ungesi- 
chert auf dem Schoß von Erwachsenen). Hervorzuheben ist das mit Mitteln 
des Bundesministers für Verkehr finanzierte bundesweite Elternpro- 


Was unternimmt die Bundesregierung gegen die 
Tatsache, daß nur 49% der Kinder durch Drei- 
Punkt- Gurte oder Rückhaltesysteme im PKW 
gesichert werden und deshalb allein im Jahre 1988 
105 Kinder bei Unfällen tödlich verletzt sowie 
2104 schwer verletzt wurden? 
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gramm „Kind und Verkehr" des Deutschen Verkehrssicherheitsrates e. V. 
(DVR), das den Schutz von Kindern im Pkw zum zentralen Thema des 
Jahres 1990 gemacht hat. 

Zahlreiche Verbände der Verkehrssicherheit haben vergleichbare Initia- 
tiven zur Verbesserung des Schutzes von Kindern in Pkw ergriffen. 


57. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Geht der Bundesminister für Verkehr, Dr. Krause, 
(siehe Plenarprotokoll 12/6, S. 169f.) davon aus, 
daß die alten Bundesländer in der Lage sind, ihre 
Steuereinnahmen mit den östlichen Ländern über 
einen Länderfinanzausgleich „zu teilen", ohne 
ihre bisher geplante Nettokreditaufnahme zu 
erhöhen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Krause 
vom 14. Februar 1991 

Soll unser gemeinsames Ziel „Teilung kann nur durch Teilen überwunden 
werden" Realität werden, sind nunmehr die alten Bundesländer zu einer 
solidarischen und gemeinsamen Aktion zugunsten der neuen Länder auf- 
gefordert. Derzeit geht die Finanzierung der einigungsbedingten Kosten 
ganz überwiegend zu Lasten des Bundes. Den einigungsbedingten Lasten 
des Bundes von 84 Mrd. DM stehen solche der alten Bundesländer und 
ihrer Gemeinden in erheblich niedrigerem Umfang gegenüber. Ange- 
sichts der im Vergleich zu den neuen Bundesländern erheblich niedrige- 
ren Kreditfinanzierungsquote wird den alten Bundesländern ein deut- 
licher Finanzbeitrag auch zumutbar sein. In einer vorbereitenden Sonder- 
finanzministerkonferenz am 21. Februar 1991 und in einem Weiteren 
Gespräch des Bundeskanzlers mit den Regierungschefs der Länder am 
28. Februar 1991 werden hierzu konkrete Beschlüsse gefaßt werden. 


58. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Warum hält der Bundesminister für Verkehr, 
Dr. Krause, (a.a.O.) die Finanzierung der neuen 
Länder über den Länderfinanzausgleich für 
besser als über die höheren Finanzleistungen aus 
dem vom Bund und von den alten Bundesländern 
gemeinsam gespeisten Fonds „Deutsche Ein- 
heit"? 


Antwort des Bundesministers Dr. Krause 
vom 14. Februar 1991 

Es war von Anfang an mein Ziel, in den Verhandlungen zum Einigungs- 
vertrag Regelungen zu erreichen, die sich soweit wie möglich an den 
Regeln der Finanzverfassung des Grundgesetzes orientieren. Es ist der 
Vorteil dieser Vorschriften, daß sie die Bundesländer in die Lage ver- 
setzen, die ihnen übertragenen Aufgaben annähernd gleichmäßig und mit 
gesicherten Finanzmitteln in politischer Unabhängigkeit zu erfüllen. 
Wegen der insbesondere von den alten Bundesländern vorgetragenen 
Bedenken war eine vollständige Einbeziehung der Vorschriften der 
Finanzverfassung nicht sofort möglich. 

Sofern eine flexible und von solidarischer Verantwortung getragene 
Handhabung der Regelungen des Einigungsvertrages und des Fonds 
„Deutsche Einheit" zu einer vergleichbaren Sicherung der Finanz grund- 
lagen der neuen Bundesländer führt, können diese für die vereinbarte 
Übergangszeit als angemessener Ersatz für die Regelungen der Finanz- 
verfassung angesehen werden. 
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59. Abgeordneter 

Helmut 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Wie viele Mrd. DM sind im Jahr 1990 aus dem 
Haushalt des Bundesministeriums für Verkehr in 
das Gebiet der ehemaligen DDR geflossen, und 
wie viele Mrd. DM sind im Jahr 1990 für 
Verkehrsinvestitionen in Auftrag gegeben bzw. 
abgewickelt worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 13. Februar 1991 

Im 1. Halbjahr 1990 wurden der ehemaligen DDR aus dem Reise- und 
Devisenfonds (Gegenwertfonds) zusätzlich zu ihren Haushaltsmitteln 
rd. 1,2 Mrd. Mark für die Verkehrsinfrastruktur zur Verfügung gestellt. Im 
2. Halbjahr 1990 sind für die Verkehrsinfrastruktur auf dem Gebiet der 
ehemaligen DDR aus dem Bundeshaushalt insgesamt rd. 1,9 Mrd. DM zur 
Verfügung gestellt worden. Davon entfallen auf Verkehrsinvestitionen 
rd. 1,3 Mrd. DM. 

Differenzierte Angaben über die Höhe von Verkehrsinvestitionen, die im 
Jahre 1990 in Auftrag gegeben bzw. abgewickelt wurden, lassen sich noch 
nicht treffen. Zum einen liegen über den Zeitraum bis zum 2. Oktober 
1990 bislang keine abschließenden Erkenntnisse vor. Außerdem wurde 
der Kassenschluß für das Beitrittsgebiet bis zum 31. Januar 1991 verlän- 
gert, so daß der Jahresabschluß für den Bundeshaushalt 1990 erst nun- 
mehr erstellt werden kann. 


60. Abgeordneter 

Helmut 
Wieczorek 
(Duisburg) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 13. Februar 1991 

Der Entwurf des Einzelplans 12 für 1991 sieht z. Z. in den neuen Ländern 
Ausgaben von insgesamt rund 11,7 Mrd. DM, davon für Investitionen rund 
6,7 Mrd. DM vor. Das Bundeskabinett wird den Entwurf voraussichtlich 
am 13. März 1991 abschließend beraten. 

Über die Höhe der bisherigen Auftragsvergaben und -ab Wicklung im Jahr 
1991 können noch keine differenzierten Angaben gemacht werden. 


Wie viele Mrd. DM sind für 1991 für die neuen 
Länder aus dem Haushalt des Bundesministers 
für Verkehr vorgesehen, und wie viele Mrd. DM 
an Aufträgen für Verkehrsinvestitionen sind 
bereits vergeben bzw. abgewickelt worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


61. Abgeordneter 
Steffen 
Kampeter 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die in der Zeitschrift 
„Quick" vom 27. Dezember 1990 geäußerte Auf- 
fassung, daß durch Lücken in den Umweltvor- 
schriften eine Gefährdung von Menschen 
und Umwelt durch den Betrieb von mobilen 
Recycling- Anlagen für quecksilberhaltige 
Abfälle hervorgerufen werden kann, und durch 
welche Maßnahmen gedenkt sie gegebenenfalls 
diese Mißstände abzustellen? 
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Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 14. Februar 1991 

Die Bundesregierung teilt nicht die in der Zeitschrift „Quick" vom 27. De- 
zember 1990 geäußerte generelle Aussage, daß bei der Überwachung 
mobiler Recycling- Anlagen Gesetzeslücken bestehen. 

Recycling- Anlagen sind grundsätzlich nach den Vorschriften des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zu beurteilen. Soweit solche Anla- 
gen der Verwertung von Abfällen dienen, ist weiterhin das Abfallgesetz 
(AbfG) anwendbar. 

Werden diese Anlagen ortsfest betrieben, ist entweder eine Genehmigung 
nach §§ 4 ff. BImSchG oder eine Zulassung nach § 7 ff. AbfG für die Ein- 
richtung und den Betrieb erforderlich. 

Anlagen zur Aufarbeitung von festen Abfällen mit einer Leistung von 
einer Tonne oder mehr je Stunde sind nach Nummer 8.4 des Anhangs zur 
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen gemäß § 4 BImSchG 
genehmigungsbedürftig, soweit den Umständen nach zu erwarten ist, daß 
sie länger als während der sechs Monate, die auf die Inbetriebnahme fol- 
gen, an demselben Ort betrieben werden. Dies bedeutet, daß auch eine 
ortsbewegliche Anlage stets genehmigungsbedürftig ist, wenn sie zu 
irgendeinem Zeitpunkt nach Ablauf von sechs Monaten nach der ersten 
Inbetriebnahme noch oder wieder am selben Standort betrieben wird. 
Unerheblich ist demnach, ob der Betrieb zeitweise eingestellt war oder ob 
die Anlage zwischenzeitlich an einem anderen Ort betrieben worden ist. 
Auch in diesen Fällen haben die zuständigen Landesbehörden die erfor- 
derlichen Maßnahmen zu treffen. 

Andere Anlagen sind zwar grundsätzlich nicht genehmigungsbedürftig, 
jedoch können von den zuständigen Landesbehörden Maßnahmen zum 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Einzelfall nach § 24 
BImSchG getroffen werden. 

Unabhängig von der Genehmigung unterliegen Recycling-Anlagen dar- 
über hinaus auch den materiellen Anforderungen des AbfG. Der umwelt- 
verträgliche Betrieb von auch evtl, nichtgenehmigungsbedürftigen Anla- 
gen kann daher nach den genannten Vorschriften von den zuständigen 
Vollzugsbehörden der Länder sichergestellt werden. 

Inwieweit dies auf die im Artikel der Zeitschrift „Quick" vom 27. Dezem- 
ber 1990 genannten Anlage zutrifft, kann von hier nicht festgestellt 
werden, da der Vollzug der genannten Rechtsvorschriften entsprechend 
der im Grundgesetz festgelegten Kompetenz Verteilung den Ländern 
obliegt. 

Unabhängig von den bestehenden Überwachungsvorschriften der ein- 
schlägigen Gesetze wird die Bundesregierung im Rahmen der Novellie- 
rung des Abfallgesetzes prüfen, ob eine weitere Verbesserung der Über- 
wachung erforderlich ist, z. B. in Form der Einführung von Bauartzulas- 
sungen für ortsveränderliche Anlagen. 


62. Abgeordneter 
Uwe 

Lambinus 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß in 
privaten Haushalten anfallende Alt- und Rest- 
medikamente dem normalen Hausmüll zuzuord- 
nen sind, oder sollten diese gesondert gesammelt 
und dem Sondermüll zugeordnet werden? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 15. Februar 1991 

Im Einvernehmen mit den für die Abfallentsorgung zuständigen obersten 
Landesbehörden ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die in 
privaten Haushalten anfallenden Alt- und Restmedikamente kein Sonder- 
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abfall sind und daher auf Hausmülldeponien und in Hausmüllverbren- 
nungsanlagen entsorgt werden können. 

Der Ratschlag, Altmedikamente nicht über die Hausmülltonnen zu ent- 
sorgen, sondern sie über Apotheken oder besondere Sammlungen der 
Körperschaften zu erfassen, erfolgt allein unter dem Gesichtspunkt, einer 
möglichen mißbräuchlichen Weiterverwendung vorzubeugen. Altmedi- 
kamente, die z. B. in Müllgefäße von größeren Wohneinheiten geworfen 
werden, sind Dritten, z. B. Kindern und Drogenabhängigen, zugänglich. 

Im übrigen verweise ich auf meine Antwort vom 5. Januar 1990 auf die 
schriftlichen Fragen des Abgeordneten Fischer (Homburg) (s. Drucksache 
11/6223, S. 26). 


63. Abgeordnete 

Jutta 

Müller 

(Völklingen) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß bei der Deponierung und Ver- 
brennung von Müll und Sonder müll Giftstoffe 
von bisher noch unbekannter Zusammensetzung, 
Menge und Giftigkeit in „unkontrollierbarer 
Weise" entstehen und über Trinkwasser und 
Atemluft in den menschlichen Körper gelangen, 
wie es der Deutsche Ärztetag auf seiner Herbst- 
tagung im November 1990 verkündete? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidbauer 
vom 19. Februar 1991 

Wie bei jeder Verbrennung kommt es auch bei dem Betrieb von Abfallver- 
brennungsanlagen zur Emission von Stoffen in die Luft; durch sehr strenge 
Anforderungen an die Rauchgasreinigung werden derartige Emissionen 
minimiert. Der Beitrag der Emissionen aus Abfallverbrennungsanlagen an 
den Gesamtemissionen aller thermischen Prozesse beträgt bei den ver- 
schiedenen Schadstoff gruppen in der Regel weniger als 1%. Die Bundes- 
regierung ist der Überzeugung, daß die thermische Behandlung von 
Abfällen in Abfallverbrennungsanlagen, die dem Stand der Technik ent- 
sprechen, zu keinen unzumutbaren Belastungen führt. Diese Methode der 
Behandlung von Abfällen gewährleistet vielmehr, nach dem heutigen 
Erkenntnisstand bei Abwägung aller umweltrelevanten Gesichtspunkte 
ein Höchstmaß an umweltverträghcher Entsorgung von Abfällen. Von 
einer „unkontrollierbaren Weise" der Zusammensetzung, Menge und 
Giftigkeit kann insoweit keine Rede sein. Etwas anders stellt sich die 
Situation bei Deponien dar. 

In den Siedlungsabfällen sind erhebliche Mengen an schädlichen Stoffen 
enthalten. Diese gelangen bei der Ablagerung in die Hausmülldeponien, 
aus denen sie über Deponiegase und Sickerwässer z. T. wieder an die 
Umwelt freigesetzt werden können. 

Deponieabdichtungssysteme können nach heutiger Einschätzung ihre 
volle Funktionsfähigkeit nur auf bestimmte Zeiträume erhalten. 

Schwerpunkt der künftigen Entsorgung kann deshalb nach Ausschöpfung 
der Möglichkeiten für die Vermeidung und Verwertung von Abfällen 
nicht alleine eine aufwendige Deponietechnik sein. Nur eine Umwand- 
lung der Abfälle in dauerhafte ablagerungsfähige Stoffe stellt sicher, daß 
bei der Ablagerung keine Schadstoffe in die Umwelt gelangen. Die 
Bundesregierung hat deshalb in der Technischen Anleitung Abfall bereits 
Zuordnungen von Sonderabfallarten zur Verbrennung oder zu sonstigen 
Vorbehandlungen vor der Ablagerung festgelegt. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß die der Frage zugrundeliegende 
Entschließung nicht vom Deutschen Ärztetag, sondern vom Bayerischen 
Ärztetag verabschiedet wurde. 
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64. Abgeordnete 

Jutta 

Müller 

(Völklingen) 

(SPD) 


Sind die Anwohner der 48 Hausmüll- und 27 Son- 
dermüilverbrennungsanlagen in den alten Bun- 
desländern über diesen unkontrollierten Ausstoß 
von Giftstoffen unbekannter Zusammensetzung, 
Menge und Giftigkeit informiert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidbauer 
vom 19. Februar 1991 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, die eine derartige 
Information im Sinne einer Warnung vor unkontrollierten, unbekannten 
und bedenklichen Schadstoffemissionen aus Abfallverbrennungsanlagen 
nahelegen würden. Auf die Antwort auf Frage 63 wird verwiesen. 

Einen umfassenden Überblick über die Umweltrelevanz der Emissionen 
aus Abfallverbrennungsanlagen enthält u. a. der Bericht des Umwelt- 
bundesamtes „Stellenwert der Hausmüllverbrennung in der Abfallent- 
sorgung''. 


65. Abgeordnete 

Jutta 

Müller 

(Völklingen) 

(SPD) 


Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 
rung, um diesen unkontrollierten und zugleich 
gefährlichen Zustand bei der Organisation der 
Müllverbrennung in den neuen Bundesländern 
zu vermeiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidbauer 
vom 19. Februar 1991 

Bei allen Maßnahmen der Bundesregierung geht es darum, durch thermi- 
sche Behandlung von Abfällen nach dem Stand der Technik die Emissio- 
nen zu minimieren. Auf die Antwort auf Frage 63 wird verwiesen. Dies hat 
seinen Grund darin, daß trotz aller Bemühungen zur Vermeidung und 
stofflichen Verwertung in den alten und neuen Bundesländern auch in 
Zukunft beachtliche Mengen an Restabfällen anfallen, die so vorzubehan- 
deln sind, daß sie auf Dauer problemlos abgelagert werden können. 

Hierfür kommt vor allem die thermische Abfallbehandlung (Müllverbren- 
nung/Pyrolyse) in Frage, die die Mengen der zu deponierenden Reststoffe 
ganz erheblich reduziert und Schadstoffe entweder zerstört oder in auf- 
konzentrierter Form abscheidet. Die thermische Abfallbehandlung trägt 
somit dazu bei, Altlasten der Zukunft zu vermeiden. 

Zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen durch Luftver- 
unreinigungen gelten bei Abfallverbrennungsanlagen seit 1, Dezember 
1990 die Vorschriften der neuen Verordnung über Verbrennungsanlagen 
für Abfälle. Diese setzt die bereits fortschrittlichen Anforderungen der TA 
Luft 1986 zum Teil nochmals um mehr als 50% herab. Für Dioxine und 
Furane wird erstmals ein Grenzwert von 0,1 Nanogramm je Kubikmeter 
Abgas festgesetzt; weltweit gibt es keine schärfere Begrenzung dieser 
Schadstoffe aus Abfallverbrennungsanlagen. 

Die aufwendigen technischen Verfahren zur Einhaltung dieses neuen 
Grenzwertes (z. B. Aktivkohlefilter) werden dazu beitragen, daß andere 
Schadstoffe im Rauchgas damit ebenfalls nahezu vollständig zurück- 
gehalten werden. 

Es steht außer Frage, daß die Abfallverbrennung in einer modernen 
Anlage, die heute den Anforderungen der TA Luft 86 und den neuen 
Anforderungen der Verordnung für Verbrennungsanlagen für Abfälle 
entspricht, aus gesundheitlicher und ökologischer Sicht unbedenklich ist. 
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66. Abgeordnete 

Jutta 

Müller 

(Völklingen) 

(SPD) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
Entwicklung und Anwendung von alternativen 
und biologisch abbaubaren Verpackungsmate- 
rialien zu fördern, um damit zu einer Eindäm- 
mung der Verpackungsflut beizutragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidbauer 
vom 19. Februar 1991 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie läßt zur Zeit beim 
Fraunhofer-Institut für Lebensmitteltechnologie und Verpackung (ILV) in 
München ein Statusbericht über abbaubare Kunststoffe erstellen. Im Rah- 
men der Forschungskoordinierung hat das Umweltbundesamt den 
zuständigen Projektträger, die Deutsche Gesellschaft für Luft- und Raum- 
fahrt in Bonn, gebeten, auch eine Umweltbewertung mit in die Studie auf- 
zunehmen. Da das ILV parallel hierzu für den Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit eine Studie zu „Ökobilanzen von 
Verpackungen" erarbeitet, sind hieraus insgesamt fundierte Aussagen 
zur Umweltbewertung von abbaubaren Kunststoffen zu erwarten. Dar- 
über hinaus wurde in der 11. Legislaturperiode ein Gesprächskreis „nach- 
wachsende Rohstoffe" der Parlamentarischen Staatssekretäre (Bundes- 
minister der Finanzen, Bundesminister für Forschung und Technologie, 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und Bundes- 
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit) eingerichtet, der 
u. a. die Möglichkeiten, Verpackungsmaterialien aus nachwachsenden 
Rohstoffen zu erzeugen, untersucht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Post 
und Telekommunikation 


67. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Sperling 

(SPD) 


Wie hat sich die Zahl der Beschäftigten der Deut- 
schen Bundesbahn und der Deutschen Bundes- 
post in Rheinland-Pfalz von 1983 bis 1990 entwik- 
kelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 15. Februar 1991 

Die Entwicklung der Beschäftigtenzahlen bei der Deutschen Bundesbahn 
und der Deutschen Bundespost in Rheinland-Pfalz von 1983 bis 1990 sieht 
im einzelnen so aus: 

1 . DEUTSCHE BUNDESBAHN 
Personalbestand jeweils am 30. Juni 1990 

1983 = 19380 Arbeitskräfte 

1984 = 18448 Arbeitskräfte 

1985 = 17 601 Arbeitskräfte 

1986 = 16844 Arbeitskräfte 

1987 = 16038 Arbeitskräfte 
1988= 15626 Arbeitskräfte 

1989 = 14 658 Arbeitskräfte 

1990 = 14 006 Arbeitskräfte 
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2. DEUTSCHE BUNDESPOST 
Personalbestand jeweils am Jahresende 

a) POSTDIENST 

1983 = 15347 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1984 = 15084 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1985 = 15054 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1986= 15027 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 
tion Koblenz) 

1987 = 14 861 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 
tion Koblenz) 

1988= 14979 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 
tion Koblenz) 

1989= 14 949 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 
tion Koblenz) 

1990 = 15636 Arbeitskräfte (einschließlich Arbeitskräfte bei der Ober- 
postdirektion Koblenz) 

b) TELEKOM 

1983 = 11991 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1984 = 12469 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1985 = 12732 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1986= 12955 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 
tion Koblenz) 

1987 = 13275 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1988 = 13096 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1989= 13315 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 
tion Koblenz) 

1990 = 13922 Arbeitskräfte (einschließlich Arbeitskräfte bei der Ober- 
postdirektion Koblenz) 

c) POSTBANK 

1983 = 693 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1984 = 718 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1985 = 741 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1986 = 775 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1987 = 816 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1988 = 870 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1989 = 848 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

1990 = 913 Arbeitskräfte (ohne Arbeitskräfte bei der Oberpostdirek- 

tion Koblenz) 

d) OBERPOSTDIREKTION KOBLENZ 

Bis 1989 können die Beschäftigten der Dienststelle Oberpostdirektion 
Koblenz wegen der erst 1990 durchgeführten Neustrukturierung der 
Deutschen Bundespost nicht unternehmensbezogen aufgeteilt werden. 
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Die Gesamtbeschäftigungszahlen (nach Kopfzahl) der Oberpostdirektion 
Koblenz betrugen in den Jahren: 


1983 = 

732 Arbeitskräfte 

1984 = 

740 Arbeitskräfte 

1985 = 

755 Arbeitskräfte 

1986 = 

757 Arbeitskräfte 

1987 = 

767 Arbeitskräfte 

1988 = 

782 Arbeitskräfte 

1989 = 

793 Arbeitskräfte 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


68. Abgeordneter 
Arne 

Fuhrmann 

(SPD) 


Ab wann erhalten die Bürger in den neuen Län- 
dern einen Anspruch auf Wohngeld und die 
neueir Länder einen Anspruch auf Mitfinanzie- 
rung der Wohngeldkosten durch den Bund? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Echternach 
vom 18. Februar 1991 

Auf Grund des Einigungsvertrages ist das Wohngeldrecht zum 1. Januar 
1991 im Beitrittsgebiet in Kraft getreten. Den Bürgern in den neuen 
Bundesländern steht seit diesem Zeitpunkt grundsätzlich ein Anspruch 
auf Wohngeld zu. 

Nach dem Inkrafttreten des Wohngeldgesetzes ist der Bund auf Grund des 
§ 34 Abs. 1 WoGG verpflichtet, sich an den Kosten des Wohngeldes, das in 
den neuen Ländern gezahlt wird, jeweils zur Hälfte zu beteiligen. 


Bonn, den 22. Februar 1991 
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